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Kassel, am 21.03.2017

2820 Js 8420/15 Prietz, Schneider wg. Verstoß gg. §§ 339, 239 StGB
Fortsetzung der Beschwerde und der Strafanzeige gegen Jan Uekermann

Der StA Uekermann gab in seiner unrechtmäßigen Zurückweisung der Strafanzeige nur an, dass er 
die Akte des Verfahrens des LG Kassel 7 O 15/12 eingesehen habe.

Demnach hat er sich mit der Akte des LG Kassel 7 O 1136/11 (Verfahren um die einstweilige 
Verfügung mit identischen Parteien und Gegenstand), in welcher sich der Ordnungsmittelbeschluss 
befindet, dessen Vollstreckung der Richter Prietz ganz bewusst und weit vom Gesetz entfernt  und 
im Hinblick auf die Folgen in völlig unvertretbarer Weise nicht aussetzen wollte nachdem der BGH 
die Revision zugelassen hatte, nicht einmal angesehen.

Der StA Uekermann hat auch die Akte 7 O 15/12 weder gelesen noch verständig gewürdigt. Dem 
Staatsanwalt Uekermann ist nämlich nicht aufgefallen, dass vorgestellte Sachverhalte in der Akte 
7 O 15/12 gar nicht enthalten sind. Er hätte hier Rückfrage halten müssen, hat aber, in der Absicht 
ein „aufwendiges“ Verfahren zu vermeiden, gar nicht ermittelt, sondern nur einen Textbaustein, 
wohl „RBKR“ („Richter begehen keine Rechtsbeugung“) benutzt.

Hätte der StA Uekermann ermittelt, wäre er auf Folgendes gestoßen:

Spätestens bei der versuchten Durchsetzung einer 100-tägigen Haft hätte sich der Richter Prietz im 
Hinblick auf die schweren Folgen und die wahrscheinliche Aufhebung seines Mistes (von ihm 
„einstweilige Verfügung“ und „Urteil“ genannt) durch den BGH mit der Frage auseinandersetzen 
müssen, ob er hier nicht die Straftat der Freiheitsberaubung begeht. Er hat die Vollstreckung nicht 
ausgesetzt, obwohl dieses in der Situation seine „heiligste Pflicht“ war.. 

Statt dessen hat Richter Prietz, aus Verärgerung über die Kritik an seinem vorherigen nicht mehr 
grenzwertigen, sondern sachlich und juristisch grundfalschen Entscheidungen vorgezogen, die 
Rechtsordnung in der schwersten, einem deutschen Richter möglichen Weise zu verletzen. Die Akte 
7 O 1136/11 beweist, dass der Richter Prietz die Straftat der schweren Freiheitsberaubung als 
eigentliches Ziel verfolgte. 

In der Hauptsache  7 O 15/12 wollte er dann nicht einräumen, dass er die einfach mal so und ohne 
Nachdenken durchgewunkene einstweilige Verfügung 7 O 1136/11 niemals hätte erlassen dürfen. 
Das war nichts anderes als eine grob unverhältnismäßige und völlig unplausible Entscheidung. Im 
einstweiligen Verfügungsverfahren war er aber zu faul eine Begründung für die offensichtlich 
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allfällige Abweisung des Antrages des Betrügers Schneider zu formulieren und hat den Antrag auf 
den Erlass der Verfügung aus Faulheit durchgewunken, denn dazu musste er nur Teile des 
Verfügungsantrages abschreiben lassen. Er hoffte, damit wäre die Sache vom Tisch, weil der 
Antragsgegner – was wohl oft vorkommt – sich nicht wehrt. 

Im Hauptsacheverfahren hätte Richter Prietz indirekt einräumen müssen, was er da für eine „Kacke 
gebaut“ hat.  Da entschloss Richter Prietz dazu sich, das Opfer seiner vorherigen Faulheit wegen 
dessen fundamentaler und berechtigter Kritik an seinem Mist zu Unrecht zu verfolgen.

Dieses ist das mutmaßliche Motiv der unzweifelhaft vorliegenden und zu bestrafenden Tat.

Durch offensichtlich grob unverhältnismäßige und völlig unplausible Entscheidungen und 
Eskapaden im persönlichen Verhalten einzelner Richter wird die gesamte Richterschaft und oft auch 
der Rechtsstaat in Misskredit gebracht. (Prof. Dr. Gerd Seidel, Humboldt-Universität zu Berlin in 
"Die Grenzen der richterlichen Unabhängigkeit", AnwBl 2002, 325-330).

So liegt der Fall auch hier. Einer solchen, hier vorliegenden Eskapade ist definitiv der Einhalt zu 
gebieten, den das Gesetz in §§ 239, 339 StGB vorsieht. Da ist kein Platz für bestenfalls schlampige 
Ermittlungen, die hier aber alle wesentlichen Merkmale einer strafbaren Strafvereitlung aufweisen. 

Ich will nicht, dass sowas weiterhin stattfindet. Es besteht im Hinblick auf § 890 ZPO und die 
unerhörte Unwilligkeit der StA Kassel diesen Typ von Straftaten zu verfolgen die latente Gefahr, 
dass der Richter am Landgericht Kassel Prietz Dritte und mich selbst sogar für mehrere Jahre zu 
Unrecht in den Knast bringt.  

Ich gehe mit der Sache an die Öffentlichkeit. 

Jörg Reinholz
Kassel, am 22. März 2017


